
 

Susanne Schmuck • Tel.: 06131 208-2425 • Susanne.Schmuck@landtag.rlp.de   
 

IM FOKUS! Mainz, 4. Mai 2021 
Nr. 17/24 

Neue Regelungen zur Bekämpfung der COVID-19-Pandemie  
 
Seit dem 23. April 2021 gilt das Vierte Bevöl-
kerungsschutzgesetz. Es sieht einheitliche 
bundesweite Regelungen ab einer 7-Tage-In-
zidenz von 100 vor (sog. „bundesweite Not-
bremse“).  
 
Nachfolgend werden die wesentlichen Rege-
lungsinhalte kurz vorgestellt (I.). Außerdem 
wird der (verbleibende) Regelungsbereich der 
in Rheinland-Pfalz geltenden Corona-Be-
kämpfungsverordnung vor dem Hintergrund 
der neuen Bestimmungen beleuchtet (II.).  
 

I. Das bundesweite Infektionsschutzgesetz 
 

1. Rechtliche Grundlage 
 
Der Bund hat gemäß Art. 74 Abs. 1 Nr. 19 des 
Grundgesetzes (GG) die Kompetenz zum Erlass 
von Maßnahmen gegen gemeingefährliche  
oder übertragbare Krankheiten bei Menschen. 
Auf diesen Kompetenztitel stützt der Bund die 
im Infektionsschutzgesetz (IfSG) geregelten 
Maßnahmen zur Bekämpfung der COVID-19 
Pandemie.1  
 

                                                      
1 BT-Drs. 19/28444,S. 10; siehe auch Wissenschaft-
liche Dienste des Deutschen Bundestags, Ausarbei-
tung vom 29.03.2021, Az. WD 3 - 3000 - 068/21.  
2 Viertes Gesetz zum Schutz der Bevölkerung bei ei-
ner epidemischen Lage von nationaler Tragweite 
(BGBl. I S. 802); zum Gesetzgebungsverfahren: Ge-
setzentwurf der Fraktionen der CDU/CSU und SPD 
(BT-Drs. 19/28444), Beschlussempfehlung des Ge-
sundheitsausschusses (BT-Drs. 19/28692), Be-
schluss des Bundesrates (BR-Drs. 315/21). 

2. Wesentliche Regelungsinhalte 
 
Das Vierte Bevölkerungsschutzgesetz2 ist am 
23. April 2021 in Kraft getreten.3 Danach gelten 
ab einer 7-Tage-Inzidenz von 100 in den be-
troffenen Landkreisen oder kreisfreien Städ-
ten automatisch die bundesweiten Regelun-
gen des neu eingeführten § 28b IfSG. Sie set-
zen die sogenannte „bundesweite Notbremse“ 
um. Wesentliche Bestimmungen sind insbe-
sondere4: 

 Private Kontakte: Ein Haushalt trifft 
maximal eine weitere Person5 

 Ausgangsbeschränkung: von 22.00 bis 
5.00 Uhr, Sport alleine bis 24.00 Uhr 
erlaubt6 

 Schulen: 2 x pro Woche Testen bei 
Wechselunterricht, bei Inzidenz über 
165 Unterricht zu Hause7 

 Einzelhandel des erweiterten tägli-
chen Bedarfs (z.B. Supermärkte): Be-
grenzte Kundenanzahl je nach Größe 
des Geschäfts8 

 Übriger Einzelhandel: Bei Inzidenz bis 
150 Terminshopping („Click & Meet“) 
mit Test und Maske, bei Inzidenz über 

3 Siehe Bundesministerium für Gesundheit, Fragen 
und Antworten zum 4. Bevölkerungsschutzgesetz, 
Stand: 23.04.2021. 
4 https://www.bundesregierung.de/breg-de/aktu-
elles/bundesweite-notbremse-1888982.  
5 § 28b Abs. 1 Nr. 1 IfSG.  
6 § 28b Abs. 1 Nr. 2 IfSG. 
7 § 28b Abs. 3 IfSG.  
8 § 28b Abs. 1 Nr. 4 IfSG. 
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150: geschlossen, Abholung vorbe-
stellter Waren bleibt möglich („Click & 
Collect“)9 

 Sport: Im Freien: Individualsport mit 
max. 2 Personen oder eigenem Haus-
halt, kontaktloser Gruppensport für 5 
Kinder bis 14 Jahre10 

 Kultur und Freizeit: ohne Präsenz/ge-
schlossen11 

 Körpernahe Dienstleistungen: erlaubt 
sind nur medizinische, therapeutische, 
pflegerische oder seelsorgerischen 
Dienstleistungen mit FFP2-Maske, au-
ßerdem Friseurbetriebe und Fußpflege 
zusätzlich mit Test12 

 Gastronomie: geschlossen, Abholung 
und Lieferdienst möglich13. 

 
Soweit Landesvorschriften bereits schärfere 
Maßnahmen vorsehen, bleiben diese beste-
hen. In Regionen mit stabilen Inzidenzen unter 
100 können die Länder außerdem mit eigenen 
Verordnungen über Einschränkungen oder Lo-
ckerungen entscheiden.14  
 
Die gesetzliche Notbremse ist an die vom Bun-
destag festgestellte epidemische Lage von na-
tionaler Tragweite gekoppelt - derzeit befris-
tet bis zum 30. Juni 2021.15  
 
Vorgesehen sind außerdem Verordnungser-
mächtigungen für die Bundesregierung, damit 
diese mit Zustimmung von Bundestag und 
Bundesrat weitere Schutzmaßnahmen gegen 

                                                      
9 § 28b Abs. 1 Nr. 4 IfSG. 
10 § 28b Abs. 1 Nr. 6 IfSG. 
11 § 28b Abs. 1 Nr. 3 und 5 IfSG. 
12 § 28b Abs. 1 Nr. 8 IfSG. 
13 § 28b Abs. 1 Nr. 7 IfSG. 
14 § 28b Abs. 6 Satz 1, § 32 IfSG. 
15 § 28b Abs. 10 Satz 1 IfSG.  
16 § 28b Abs. 6, § 28c IfSG. 
17 BT-Drs. 19/28444,S. 8 f. 

die Verbreitung des Corona-Virus und beson-
dere Regelungen für geimpfte oder negativ 
getestete Personen erlassen kann.16  
 

3. Begründung und Beratungen zu dem  
Gesetz 

 
Mit der Notbremse soll ein wirkungsstarker 
Maßnahmenkatalog eingeführt werden, der 
darauf zielt, besondere Infektionsgeschehen 
effektiv einzudämmen, so der Bundesgesetz-
geber. Die aktuelle Situation gebiete ein bun-
deseinheitliches staatliches Handeln. Die ge-
genwärtige bundesuneinheitliche Auslegung 
der gemeinsam von den Ländern in der regel-
mäßig stattfindenden Ministerpräsidenten-
konferenz beschlossenen Maßnahmen führe 
zu einer Lücke im Schutz vor weiteren Infekti-
onen mit COVID-19. Diese solle mit dem Gesetz 
geschlossen werden.17 
 
In den vorhergehenden Beratungen zu dem 
Gesetz auf Bundesebene waren insbesondere 
das Abstellen auf die Inzidenz als alleiniges 
Kriterium, die nächtliche Ausgangssperre so-
wie die Bestimmungen zu den Schulschließun-
gen Gegenstand von Kritik.18 Der Ältestenrat 
des Landtags Rheinland-Pfalz hatte bereits 
am 21. April 2021 über die geplanten Änderun-
gen debattiert.19 
 
 
 

18 Zur verfassungsrechtlichen Bewertung siehe auch 
die Ausarbeitungen der Wissenschaftlichen Dienste 
des Deutschen Bundestags: Az. WD 3 - 3000 - 
083/21 vom 15.04.2021 und Az. WD 3 - 3000 - 
068/21 vom 29.03.2021.  
19 Pressemitteilung des Landtags Rheinland-Pfalz 
vom 21.04.2021; Videoaufzeichnung der Sitzung 
des Ältestenrats.  
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https://dokumente.landtag.rlp.de/landtag/opal-videos/%C3%A4ltestenrat-v-74-17.mp4
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II. Die landesweite Rechtsverordnung 
 

1. Rechtliche Grundlage 
 
Die Ermächtigung zum Erlass von Corona-
Rechtsverordnungen in den Ländern findet 
sich im Infektionsschutzgesetz des Bundes 
(§ 32 Satz 1 IfSG). Danach können die Landes-
regierungen unter den Voraussetzungen, die 
für Infektionsschutzmaßnahmen maßgebend 
sind (§§ 28 bis 31 IfSG), auch durch Rechts-
verordnungen entsprechende Gebote und 
Verbote zur Bekämpfung übertragbarer Krank-
heiten erlassen. Die Landesregierungen kön-
nen die Ermächtigung durch Rechtsverord-
nung auf andere Stellen übertragen 
(§ 32 Satz 2 IfSG).  
 

2. Regelungsbereich der 19. CoBeLVO 
 
Auf der Grundlage des Infektionsschutzgeset-
zes hat die rheinland-pfälzische Gesundheits-
ministerin die Neunzehnte Corona-Bekämp-
fungsverordnung20 erlassen. Die Verordnung 
wurde damit aufgrund der neuen Regelungen 
zur „bundesweiten Notbremse“ angepasst.21 
Sie gilt für das gesamte Bundesland Rhein-
land-Pfalz. Zu Bereichen, die bereits durch 
§28b IfSG geregelt sind, enthält die 19. 
CoBeLVO keine Bestimmungen mehr. Für Be-
reiche, die nicht von § 28b IfSG geregelt wer-
den sowie darüber hinausgehende Schutz-
maßnahmen bleibt die 19. CoBeLVO weiterhin 
anwendbar.22 Bei einer 7-Tage-Inzidenz unter 
dem Schwellenwert von 100 findet § 28b IfSG 
keine Anwendung; es gelten dann allein die 
Regelungen der 19. CoBeLVO.23 

                                                      
20 Neunzehnte Corona-Bekämpfungsverordnung 
vom 23.04.2021 (19. CoBeLVO).  
21 Begründung zur 19. CoBeLVO vom 23.04.2021, 
S. 4.  

22 Vgl. § 1 Abs. 13 19. CoBeLVO.  
23 Begründung zur 19. CoBeLVO vom 23.04.2021,  
S. 5 f. 

https://corona.rlp.de/fileadmin/msagd/Gesundheit_und_Pflege/GP_Dokumente/Informationen_zum_Coronavirus/19._CoBeLVO.pdf
https://corona.rlp.de/fileadmin/msagd/Gesundheit_und_Pflege/GP_Dokumente/Informationen_zum_Coronavirus/19._CoBeLVO.pdf
https://corona.rlp.de/fileadmin/corona/20210424_Begruendung19CoBeLVO.pdf
https://corona.rlp.de/fileadmin/corona/20210424_Begruendung19CoBeLVO.pdf

